
 

  

S 16 SB 1120/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Entschädigungs-/Schwerbehindertenrecht
Abteilung 18
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 SB 1120/01
Datum 29.07.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 18 SB 90/02
Datum 11.11.2003

3. Instanz

Datum -

I. Auf die Berufung der KlÃ¤gerin werden das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg
vom 29.07.2002 aufgehoben und der Bescheid vom 21.08.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 03.12.2001 abgeÃ¤ndert.
II. Der Beklagte wird verpflichtet, fÃ¼r die Behinderungen der KlÃ¤gerin ab
30.05.2001 einen Grad der Behinderung von 90 festzustellen und das Merkzeichen
aG zu gewÃ¤hren.
III. Der Beklagte hat der KlÃ¤gerin die auÃ�ergerichtlichen Kosten beider
RechtszÃ¼ge zu erstatten.
IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist, ob die Behinderungen der KlÃ¤gerin mit einem hÃ¶heren Grad der
Behinderung (GdB) als 80 zu bewerten sind und die gesundheitlichen
Voraussetzungen fÃ¼r den Nachteilsausgleich aG vorliegen.

Bei der 1921 geborenen KlÃ¤gerin waren mit Bescheid vom 19.06.1986 als
Behinderungen mit einem GdB von 80 festgestellt:
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1. Chronischer Gelenkrheumatismus, VerschleiÃ�erscheinungen an WirbelsÃ¤ule
und Gelenken, BeinverkÃ¼rzung rechts (Einzel-GdB 50) 2.
DurchblutungsstÃ¶rungen der HerzkranzgefÃ¤Ã�e (Einzel-GdB 20) 3.
Involutionsdepression, psycho-vegetative LabilitÃ¤t (Einzel- GdB 20) 4.
Sehminderung (Einzel-GdB 20) 5. HÃ¶rminderung (Einzel-GdB 15) 6. chronisches
ZwÃ¶lffingerdarmgeschwÃ¼r (Einzel-GdB 10). Das Merkzeichen G war zuerkannt.

Mit dem Antrag vom 30.05.2001 begehrte die KlÃ¤gerin die Eintragung der
Merkzeichen B und aG sowie die ErhÃ¶hung des GdB. Der Beklagte hielt nach
Einholung einer Stellungnahme nach Aktenlage des Internisten Dr.W. vom
03.08.2001 mit Bescheid vom 21.08.2001 unter Anerkennung von
"GleichgewichtsstÃ¶rungen" (Einzel-GdB 40) als weitere Behinderung sowie nach
einer ErhÃ¶hung des Einzel-GdB von 15 auf 20 fÃ¼r die HÃ¶rminderung den
Gesamt-GdB von 80 bei und gewÃ¤hrte ab 30.05.2001 zusÃ¤tzlich das Merkzeichen
B. Der Widerspruch war erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 03.12.2001).

Im anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem Sozialgericht (SG) NÃ¼rnberg hat die
KlÃ¤gerin die Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 80 und die GewÃ¤hrung des
Merkzeichen aG begehrt. Der vom SG gehÃ¶rte Dr.H. (Fachrichtung unbekannt) hat
in dem Gutachten vom 27.07.2002 zusÃ¤tzlich fÃ¼r die Behinderung "Diabetes
mellitus" einen Einzel-GdB von 10 angenommen und den Gesamt-GdB
unverÃ¤ndert mit 80 bewertet. Die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das
Merkzeichen aG hat er mit der BegrÃ¼ndung verneint, das GehvermÃ¶gen sei noch
nicht so stark eingeschrÃ¤nkt wie z.B. das GehvermÃ¶gen eines
Doppeloberschenkelamputierten. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne sich auch ohne den
Rollstuhl mit zwei UnterarmgehstÃ¼tzen fortbewegen. Das SG ist Dr.H. gefolgt und
hat die Klage mit Urteil vom 29.07.2002 abgewiesen.

Gegen dieses Urteil hat die KlÃ¤gerin unter Vorlage eines Attestes der Dres.F. vom
04.09.2002 Berufung eingelegt. Der Senat hat ein Gutachten des OrthopÃ¤den
Dr.D. vom 07.03.2003 eingeholt. Dieser hat die Behinderungen auf
orthopÃ¤dischem Gebiet â�� wie der Beklagte â�� mit einem Teil-GdB von 50
eingeschÃ¤tzt und die gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG
bejaht.

Die Beklagte hat sich mit einer versorgungsÃ¤rztlichen Stellungnahme des
Chirurgen Dr.H. vom 08.04.2003 gegen die Zuerkennung des Merkzeichen aG
gewandt. Dr.D. hat daran festgehalten, dass der KlÃ¤gerin das Merkzeichen aG
zusteht (Stellungnahme vom 09.05.2003).

Die KlÃ¤gerin beantragt, das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 29.07.2002
aufzuheben und den Bescheid des Beklagten vom 21.08.2001 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 03.12.2001 abzuÃ¤ndern sowie den Beklagten zu
verurteilen, bei ihr einen hÃ¶heren GdB als 80 und das Vorliegen der
gesundheitlichen Voraussetzungen fÃ¼r das Merkzeichen aG festzustellen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 29.07.2002 zurÃ¼ckzuweisen.
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Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung im schriftlichen Verfahren und
durch den Berichterstatter einverstanden erklÃ¤rt.

ErgÃ¤nzend zum Sachverhalt wird auf die Schwerbehindertenakte des Beklagten
und der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Der GdB fÃ¼r die Behinderungen der
KlÃ¤gerin ist mit 90 festzustellen. Des Weiteren steht ihr das Merkzeichen aG zu.

Die Entscheidung ergeht mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten durch den
Berichterstatter (Â§ 155 Abs.4 i.V.m. Abs.3 Sozialgerichtsgesetz â�� SGG -) und
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung (Â§ 124 Abs.2 SGG).

Die Behinderungen sind mit einem Gesamt-GdB von 90 zu bewerten. Entgegen der
Auffassung des Beklagten haben die Voraussetzungen des Â§ 48 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch (SGB X) fÃ¼r eine Neufeststellung mit Bescheid vom 21.08.2001
vorgelegen.

Soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche
Ã�nderung eintritt ist der Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben
(Â§ 48 Abs.1 Satz 1 SGB X).

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB nach den Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer
Gesamtheit unter BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen
festgestellt (Â§ 69 Abs.3 Satz 1 SGB IX). Die Gesamtauswirkung der Behinderung
darf nicht durch Anwendung irgendwelcher mathematischer Formeln festgestellt,
sondern muss aufgrund einer nachvollziehbaren Ã¤rztlichen EinschÃ¤tzung
festgesetzt werden (BSG SozR 3870 Â§ 3 Nr.4 zum im wesentlichen inhaltsgleichen
Â§ 4 Abs.3 Satz 1 Schwerbehindertengesetz â�� aufgehoben durch Art.63 SGB IX -).

Die VerhÃ¤ltnisse, die dem Vergleichsbescheid vom 19.06.1986 zugrunde gelegen
haben, haben sich wesentlich im Sinne einer Verschlimmerung geÃ¤ndert. Dies
ergibt sich in nachvollziehbarer Weise aus der nunmehrigen Aufnahme der
Behinderung "GleichgewichtsstÃ¶rung" mit einem Einzel-GdB von 40 in den Katalog
der Behinderungen. Der Senat geht davon, dass der Gesamt-GdB im
Vergleichsbescheid vom 19.06.1986 mit 80 zutreffend festgestellt worden ist. Das
Hinzutreten einer weiteren Behinderung mit einem Einzel-GdB von 40 hÃ¤tte nur
dann keine oder nur geringe Auswirkungen auf den Gesamt-GdB, wenn sich die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen Ã¼berschneiden oder die Auswirkungen der bisher
festgestellten FunktionsbeeintrÃ¤chtigung durch die hinzutretende
GesundheitsstÃ¶rung gar nicht verstÃ¤rken wÃ¼rden (vgl. Anhaltspunkte fÃ¼r die
Ã¤rztliche GutachtertÃ¤tigkeit ( â�¦) nach dem Schwerbehindertengesetz 1996 â��
AHP â�� RdNr.19 Abs.3).
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Hiervon kann vorliegend nicht ausgegangen werden. ZunÃ¤chst ist festzuhalten,
dass sich weder der von der Beklagten nach Aktenlage gehÃ¶rte Dr.W. noch der
SachverstÃ¤ndige der 1. Instanz Dr.H. mit der Frage der Neubewertung des Gesamt-
GdB nach Hinzutreten der weiteren Behinderung "GleichgewichtsstÃ¶rungen"
befasst haben. Auch der Bescheid des Beklagten vom 21.08.2001 enthÃ¤lt hierzu
auÃ�er den allgemeinen Feststellungen, dass "diese GesundheitsstÃ¶rungen unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen insgesamt einen GdB von 80
bedingen" und "der GdB nicht rechnerisch, insbesondere nicht durch ein
ZusammenzÃ¤hlen der Einzelbewertungen, ermittelt werden darf", keine
BegrÃ¼ndung. Die AusfÃ¼hrungen des SG zur Bildung des Gesamt-GdB sind
rechtlich nicht haltbar, da es die neu hinzugetretene Behinderung
"GleichgewichtsstÃ¶rungen" mit einem Einzel-GdB von 40 in keiner Weise wÃ¼rdigt
und lediglich ausfÃ¼hrt, dass es nach AHP "verboten" sei "zusÃ¤tzliche leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB-Grad von 10 bedingen, bei der
Gesamtbeurteilung durch eine Zunahme des AusmaÃ�es der
GesamtbeeintrÃ¤chtigung zu berÃ¼cksichtigen".

Die Einzel-GdB-Werte von 50, 40, 4 x 20 und 2 x 10 bedingen unter
BerÃ¼cksichtigung der AHP vorliegend einen GdB von 90. Dabei geht der Senat
davon aus, dass Dr.W. und Dr.H. die Einzel-GdB-Werte fÃ¼r die Behinderungen der
KlÃ¤gerin zutreffend festgestellt haben.

Der Senat folgt nicht der SchÃ¤tzung des Gesamt-GdB durch den Beklagten und das
SG, da diese den Gesamt-GdB o f f e n â�� s i c h t l i c h rechtsfehlerhaft
eingeschÃ¤tzt haben. FÃ¼r die Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 80 bedarf es
deshalb (ausnahmsweise) nicht der Einholung einer weiteren Ã¤rztlichen
Beurteilung durch den Senat. Diese offensichtlich fehlerhafte Bewertung kann vom
Senat unter BerÃ¼cksichtigung der AHP ohne Bindung an die SchÃ¤tzung des
SachverstÃ¤ndigen der 1.Instanz korrigiert werden. Zwar hÃ¤lt das
Bundessozialgericht (BSG) Ã¤rztliche Beurteilungen fÃ¼r unerlÃ¤sslich, wenn es
darum geht, alle Behinderungsmomente in einer Gesamtschau unter Beachtung
ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander einzuschÃ¤tzen (vgl. BSG vom
09.03.1988 9/9aRVs 14/86 = Meso B 20a/229 m.w.N.). Jedoch erachtet es eine
solche MdE-SchÃ¤tzung nicht fÃ¼r bindend. Der Senat bewegt sich daher im
Rahmen der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG, die es fÃ¼r eine richterliche
Aufgabe hÃ¤lt, die Ã�berzeugungskraft einzelner UmstÃ¤nde und Beweismittel zu
bewerten und den maÃ�geblichen Gesamt-GdB, der sich aus einer Zusammenschau
aller FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen ergibt, nicht nach starren Beweisregeln,
sondern aufgrund richterlicher Erfahrung unter Hinzuziehung der
SachverstÃ¤ndigengutachten sowie der AHP in freier richterlicher
BeweiswÃ¼rdigung festzulegen (vgl. BSG SozR 3-3870 Â§ 4 Nr.5 m.w.N.). Das
Gericht kann und muss sich gegebenenfalls im Rechtsstreit Ã¼ber die HÃ¶he des
GdB der Hilfe Ã¤rztlicher SachverstÃ¤ndiger bedienen, insbesondere soweit
Befunde zu erheben sind. Die Bewertung dieser Befunde und die hierauf gestÃ¼tzte
Ermittlung des GdB hat dann das Gericht vorzunehmen, da es die HÃ¶he nach Â§
202 SGG i.V.m. Â§ 287 Zivilprozessordnung schÃ¤tzen darf. An der Bewertung von
SachverstÃ¤ndigen ist es bei dieser Rechtsfrage nicht gebunden (so auch LSG
Rheinland-Pfalz, Beschluss vom 22.05.1996, Az: L 4 Vs 129/95 in Behindertenrecht
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1996, 167 bis 169).

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine HÃ¶herbewertung des Gesamt-GdB liegen bei der
KlÃ¤gerin vor. Die FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen des Skelettapparates und die
GleichgewichtsstÃ¶rungen wirken sich bei der KlÃ¤gerin wechselseitig besonders
nachteilig aus (vgl. AHP RdNr.19 Abs.3). Die erheblichen GleichgewichtsstÃ¶rungen
verstÃ¤rken die bestehende Gangunsicherheit und erhÃ¶hen die Sturzgefahr. Der
Senat konnte daher â�� gestÃ¼tzt auf die vom Beklagten erfolgte Ermittlung der
Einzel-GdB-Werte â�� die HÃ¶he des Gesamt-GdB schÃ¤tzen, ohne an die
Bewertung des SachverstÃ¤ndigen der 1.Instanz gebunden zu sein.

Die KlÃ¤gerin hat auch einen Anspruch auf Zuerkennung des Merkzeichens aG ab
Antragstellung.

Wer als auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert anzusehen ist, ergibt nicht aus dem
Schwerbehindertenrecht, sondern aus Â§ 6 Abs.1 Nr.14 StraÃ�enverkehrsgesetz
(StVG). Danach ist auÃ�ergewÃ¶hnlich gehbehindert, wer sich wegen der Schwere
seines Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder nur mit groÃ�er Anstrengung
auÃ�erhalb seines Kraftfahrzeuges bewegen kann. Hierzu zÃ¤hlen:
QuerschnittsgelÃ¤hmte, Doppeloberschenkelamputierte,
Doppelunterschenkelamputierte, HÃ¼ftexartikulierte und einseitig
Oberschenkelamputierte, die dauernd auÃ�erstande sind, ein Kunstbein zu tragen
oder nur eine Beckenkorbprothese tragen kÃ¶nnen oder zugleich unterschenkel-
oder armamputiert sind, sowie andere Schwerbehinderte, die nach
versorgungsÃ¤rztlicher Feststellung, auch aufgrund von Erkrankungen, dem
vorstehend angefÃ¼hrten Personenkreis gleichzustellen sind.

Diese Vorschrift ist ihrem Zweck entsprechend eng auszulegen (so BSG SozR
3-3870 Â§ 4 Nr.22). Eine auÃ�ergewÃ¶hnliche Gehbehinderung liegt nur vor, wenn
die MÃ¶glichkeit der Fortbewegung in einem hohen MaÃ�e eingeschrÃ¤nkt ist,
wobei ausdrÃ¼cklich auf die Behinderung beim Gehen abzustellen ist. Die
Auswirkungen der GehstÃ¶rung mÃ¼ssen funktional im Hinblick auf die
Fortbewegung denen des Personenkreises der Vergleichsgruppe entsprechen. Das
Gehen muss deshalb unter ebenso groÃ�er Anstrengung mÃ¶glich sein wie bei dem
beispielhaft aufgefÃ¼hrten Personen der Vergleichsgruppen. Bei diesen liegen
vornehmlich SchÃ¤digungen der unteren ExtremitÃ¤ten in einem erheblichen
AusmaÃ� vor, die bewirken, dass Beine und FÃ¼Ã�e die ihnen zukommende
Funktion der Fortbewegung nicht oder nur unter besonderen Erschwernissen
erfÃ¼llen (a.a.O. m.w.N.). FÃ¼r die Beurteilung, ob eine auÃ�ergewÃ¶hnliche
Gehbehinderung i.S. des Â§ 6 Abs.1 Nr.14 StVG vorliegt, ist ein Vergleich mit jeder
der in den Verwaltungsvorschriften zu Â§ 46 StVO aufgezÃ¤hlten
schwerbehinderten Gruppen, insbesondere auch den
Doppelunterschenkelamputierten, zulÃ¤ssig (BSG SozR 3-3870 Â§ 4 Nr.22).

Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llt die Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung des Merkzeichen
aG. Dies ergibt sich aus dem Ã¼berzeugenden Gutachten des Dr.D â�¦ Die
KlÃ¤gerin ist nicht mehr in der Lage, allein mehrere Schritte zurÃ¼ckzulegen.
AuÃ�erhalb ihrer Wohnung ist sie vollstÃ¤ndig auf den Rollstuhl angewiesen. Die
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KlÃ¤gerin leidet unter einer schmerzbedingten BelastungsstÃ¶rung des rechten
HÃ¼ftgelenkes und sie ist aufgrund ihres WirbelsÃ¤ulenleidens in ihrer Balance
gestÃ¶rt. Aufgrund der FunktionsstÃ¶rungen der linken Hand ist die KlÃ¤gerin auch
nicht immer in der Lage, einen Gehstock bzw. eine KrÃ¼cke festzuhalten. Die
Gangunsicherheit wird noch durch die auÃ�erhalb des orthopÃ¤dischen Gebiets
bestehenden Erkrankungen verstÃ¤rkt (GleichgewichtsstÃ¶rungen bei
Halsschlagaderverengung, Bluthochdruck, DurchblutungsstÃ¶rungen der
HerzkranzgefÃ¤Ã�e, Sehminderung, HÃ¶rminderung).

Angesichts dieser von Dr.D. festgestellten FunktionseinschrÃ¤nkungen hat der
Senat keinen Zweifel, dass die GehfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf das Schwerste
beeintrÃ¤chtigt ist, so dass sie bei der Fortbewegung zumindest die gleichen
Schwierigkeiten wie ein Doppelunterschenkelamputierter hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision im Sinne des Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 04.02.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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